
Alternativen aufzuklären. Die
Entscheidungsgründe des OLG
Hamm werden im Folgenden
auszugsweise zitiert: 
„Eine Pflicht zu einer Aufklä-
rung über alternative Anästhe-
sieformen, wie etwa eine Infiltra-
tionsanästhesie, eine intraliga-
mentäre Anästhesie oder auch
eine Vollnarkose setzt voraus,
dass wegen des Risikos einer
Nervschädigung überhaupt im
Rahmen einer Leitungsanästhe-
sie seitens des behandelnden
Zahnarztes aufzuklären ist, und
zwar unabhängig von der je-
weiligen Zahnbehandlung, also
beispielsweise auch im Falle ei-
ner konservativen, zahnerhal-
tenden Behandlung. In der ober-
gerichtlichen Rechtsprechung
wird diese Frage bisher unter-
schiedlich beurteilt.
Nach einer Auffassung besteht
keine Aufklärungspflicht des be-
handelnden Zahnarztes, da der
Eintritt dieses seltenen Risikos
außerhalb aller Wahrscheinlich-
keit liegt und beim verständigen
Patienten für seinen Willensent-
schluss nicht ernsthaft ins Ge-
wicht fallen kann. Eine Aufklä-
rung über das auch nach den An-
gaben des in diesem Verfahren
tätig gewordenen Sachverstän-
digen Prof. Dr. Dr. N2 extrem sel-
tene Risiko einer solchen Schä-
digung wird von dieser Ansicht
nicht für erforderlich gehalten,
weil der vor einem ohne Durch-
führung der Leitungsanästhesie
sehr schmerzhaften Eingriff ste-
hende Patient seine Entschei-
dung vernünftigerweise nicht
davon abhängig machen wird,
dass der Nervus lingualis u.U.
dauerhaft geschädigt werden
kann. 
Der Senat neigt dazu, eine Auf-
klärungsverpflichtung des Zahn-
arztes über das Risiko einer
dauerhaften Schädigung des
Nervus lingualis über die Fälle
der Extraktion von Zähnen hin-
aus auch dann anzunehmen,
wenn eine Leitungsanästhesie
appliziert werden soll, um zahn-
erhaltende Maßnahmen durch-
zuführen. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes
ist ein Patient auch auf seltene

und sogar extrem seltene Risi-
ken hinzuweisen, die im Falle ih-
rer Verwirklichung die Lebens-
führung schwer belasten und
trotz ihrer Seltenheit für den Ein-
griff spezifisch, für den Laien
aber überraschend sind (vgl. z.B.
BGH, VersR 2000, 725). Dass es
sich bei einer Nervschädigung
durch eine Punktion des Nervus
lingualis um ein der Leitungsan-
ästhesie spezifisch anhaftendes
Risiko handelt, hat der Sach-
verständige Prof. Dr. Dr. N2 be-
reits in seinem schriftlichen Gut-
achten vom 12.04.2009 festge-
stellt. Dieses Risiko ist, wie das
Beispiel der Klägerin zeigt, im
Falle seiner Verwirklichung auch
mit einer schweren Belastung
der Lebensführung des Patien-
ten verbunden. Aus dem schrift-
lichen Gutachten des Sachver-
ständigen Dr. B vom 27.03.2009
ergibt sich, dass die Klägerin un-
ter den von ihr angegebenen und
gerade in ihrem beruflichen All-
tag als Lehrerin besonders stö-
rend empfundenen Sensibili-
tätsstörungen lebenslang zu lei-
den haben wird.
Selbst wenn aber grundsätzlich
über das Risiko einer dauerhaf-
ten Schädigung des Nervus lin-
gualis durch Applikation einer
Leitungsanästhesie auch bei
konservativer Zahnbehandlung
aufzuklären ist, hatte der Be-
klagte nicht die Pflicht, über wei-
tere, alternative Anästhesieme-
thoden aufzuklären. Zwar exis-
tiert in der universitären Lehre
mittlerweile und auch bereits
im Jahr 2007 ein sogenannter
Stufenplan für Injektionstech-
nik. Hiernach sollte der Zahn-
arzt bei konservativer Behand-
lung zunächst eine Infiltrations-
anästhesie versuchen. Eine sol-
che Anästhesie reicht allerdings
eher selten aus, um entspre-
chende Schmerzfreiheit für die
Zahnbehandlung herbeizufüh-
ren. Wenn diese Infiltrations-
anästhesie nicht funktioniert,
sollte der Zahnarzt gewisserma-
ßen auf der zweiten Stufe eine
sog. intraligamentäre Anästhesie
durchführen. Eine solche intra-
ligamentäre Anästhesie sollte
versucht werden, um die Lei-
tungsanästhesie zu vermeiden;
erst wenn durch diese Anästhe-

sieform keine Schmerzfreiheit
erzielt werden kann, sollte die
Leitungsanästhesie zum Einsatz
kommen. Zwar ist auch die intra-
ligamentäre Anästhesie mit Risi-
ken verbunden, die aber anders
gelagert sind als bei der Lei-
tungsanästhesie. Bei der intrali-
gamentären Anästhesie besteht
in erster Linie das Risiko einer
umschriebenen Nekrose, die bis
zum Verlust des Zahnes führen
kann, aber nicht zu Nervschä-
den. Ob eine intraligamentäre
Anästhesie durchgeführt wer-
den sollte, ist insbesondere da-

von abhängig, wie sich der Zu-
stand des Zahnhalteapparates
darstellt; beispielsweise im Falle
einer starken Parodontose sollte
eine solche intraligamentäre
Anästhesie nicht angewandt
werden. Bei einem solchen Zu-
stand könnte die intraligamen-
täre Anästhesie sogar einen Be-
handlungsfehler darstellen. Aus
Sicht des Sachverständigen
sprach der Zustand des Zahn-
halteapparates bei seiner Unter-
suchung nicht gegen die Appli-
zierung einer intraligamentären
Anästhesie.
Nach den Angaben des Sach-
verständigen Prof. Dr. Dr. N2
ist aber schon nicht festzustel-
len, ob dieser Stufenplan der In-
jektionstechnik bereits an allen
Universitäten in Deutschland
gelehrt wird. 
Maßgeblich ist jedoch, dass
nach den Ausführungen des
Sachverständigen Prof. Dr. Dr.
N2 nicht feststellbar ist, dass
diese universitäre Lehre bereits
Eingang in die zahnärztliche
Praxis gefunden hat bzw. dass

dies im Jahre 2007 bereits Be-
handlungsstandard in der zahn-
ärztlichen Praxis war, zumal es
im Allgemeinen Verzögerungen
bei der Anwendung der universi-
tären Lehre auf die zahnärzt-
liche Praxis gibt. Da aber für
das zahnärztliche Behandlungs-
und damit auch Aufklärungsre-
gime der medizinische Standard
eines niedergelassenen Zahn-
arztes zugrunde gelegt werden
muss, ist nicht feststellbar, dass
der Beklagte im Jahr 2007 von
dem jedenfalls an einigen Uni-
versitäten gelehrten Stufenplan

der Injektionstechnik Kenntnis
haben und über die in diesem
Stufenplan entwickelten Anäs-
thesiemethoden aufklären mus-
ste.
Über die Behandlungsalterna-
tive einer Vollnarkose musste
der Beklagte ohnehin nicht auf-
klären, da es sich hierbei wegen
des erheblich höheren Risikos
gegenüber einer Leitungsanäs-
thesie um keine echte Anästhe-
siealternative handelte. Den
Angaben des Sachverständigen
Prof. Dr. Dr. N2 zufolge liegt das
Risiko des Versterbens bei einer
Vollnarkose bei 1 : 25.000, wäh-
rend das Risiko einer dauerhaf-
ten Schädigung des Nervus lin-
gualis bei einer Leitungsanäs-
thesie nach den Schätzungen
des Sachverständigen bei ca.
1 : 400.000 liegt.
Schließlich war es auch nicht ge-
boten, nachdem die Klägerin
einmalig am 30.03.2007 über das
Risiko einer Nervschädigung
aufgeklärt worden ist, vor der
Anästhesie vom 29.08.2007 er-
neut über das Risiko einer dau-

erhaften Nervschädigung des
Nervus lingualis aufzuklären.
Bei einer klaren Fallgestaltung
kann der Arzt erwarten, dass der
Patient aus einer kürzlich ver-
gleichbaren Behandlung über
Art und Risiken des Eingriffs
bereits aufgeklärt ist. Wenn, wie
hier, eine Aufklärung vor der
ersten Behandlung der Patien-
tin stattgefunden hat und in kur-
zen Abständen danach noch
mehrere gleichartige Behand-
lungen mit Leitungsanästhesie,
nämlich am 12.04.2007 und am
16.07.2007 stattgefunden haben,
werden dem Patienten die ein-
mal erklärten Risiken immer
wieder bewusst und eine er-
neute Aufklärung ist nicht gebo-
ten. Auch der Sachverständige
hat in seinem schriftlichen Gut-
achten ausgeführt, dass man da-
von ausgehen darf, dass dann,
wenn im Rahmen eines etwas
länger dauernden, über einige
Wochen oder Monate sich hin-
ziehenden Behandlungsablaufs
mehrfach – wie auch in dieser
speziellen Situation geschehen –
eine Leitungsanästhesie in der
fraglichen Region zum Zuge
kam, nicht in jedem Fall erneut
und wiederholt eine Aufklä-
rungsleistung zu erfolgen hat
bzw. dass jedem Patienten be-
wusst ist, dass bei jeder er-
neuten Maßnahme gleicher Art
das identische Risiko vorhan-
den ist.“

Fazit

Dieses Urteil zeigt, dass es im
Zusammenhang mit der Anäs-
thesie im Rahmen einer Zahnbe-
handlung noch Unklarheiten
gibt. Fest steht jedenfalls, dass
nicht über die „Alternative Voll-
narkose“ aufgeklärt werden
muss und auch eine ständige
Wiederholung der Aufklärung
nicht gefordert wird. 
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Die Aussage, bei der Opera-
tion sei „irgendetwas komplett
schiefgelaufen“, ist keine ord-
nungsgemäße Aufklärung des
Patienten. Das entschied das
Oberlandesgericht (OLG) Frank-
furt am Main in einem Urteil.
Nach Auffassung des Gerichts
beginnt daher mit diesem Satz
auch nicht die Verjährungs-
frist für eventuelle Schadenser-
satz- und Schmerzensgeldan-
sprüche des Patienten (Akten-

zeichen: 8 U 102/10). Das Ge-
richt hob mit seinem Urteil ei-
ne gegenteilige Entscheidung
des Landgerichts Wiesbaden
auf und verwies die Sache an die
Vorinstanz zurück. 
Das Landgericht hatte die
Schmerzensgeldklage eines Pa-
tienten wegen Verjährung ab-
gewiesen. 
Der Arzt hätte dem Kläger ge-
nau erläutern müssen, zu wel-
chen Fehlern es gekommen sei,

meinte das OLG. Insbesondere
müsse ein Patient wissen, ob
sich ein Behandlungsrisiko ver-
wirklicht habe. Denn nur dann
könne er beurteilen, ob eine
Klage überhaupt Aussicht auf
Erfolg habe. Das Landgericht
muss nun in einem neuen Ver-
fahren prüfen, ob tatsächlich ein
Behandlungsfehler vorgelegen
hat. 

Quelle: dpa

„Bei OP irgendetwas schiefgelaufen“ nicht ausreichend
Ist ein Behandlungsergebnis nicht zufriedenstellend, hat der Patient Anspruch auf ordnungsgemäße Aufklärung durch den Behandler.

Weitere interessante Beiträge unter derRubrik Wirtschaft und Recht auf: www.zwp-online.info
iBehandlungsrisiko Leitungsanästhesie?


